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Vorbemerkung

Bei dem Planwerk handelt es sich um einen Bebauungsplan mit Begriindung und Umweltbericht
gemal § 8 ff BauGB auf der Grundlage der Planung des Stadtplanungsamtes der Stadt Firth.

Die Begriindung mit Umweltbericht gibt einen zusammengefassten Uberblick (iber die Ziele und
die Inhalte des Bauleitplanverfahrens. Sie wurde, entsprechend der gesetzlichen Vorgaben im
Laufe des Verfahrens erweitert und erganzt.

Mit dem Ziel, dem dorflichen Charakter von Vach zu entsprechen, gelten die Grundziige der offe-
nen Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO. Erganzend wird festgesetzt, dass am Nord- Ost und
Westrand nur Einzel- und Doppelh&user zuldssig sind.

Eine Verdichtung zu Dreierreihenhdusern und Punkh&usern soll zur Gebietsmitte sowie zur Stral3e
~Schonblick” stattfinden.

Rechtsgrundlage
Rechtsgrundlage fur die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 387 ,Schonblick” ist

e das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. 1 S. 3634)

e Baunutzungsverordnung(Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke) in der
Fassung der Bekanntmachung  vom 23.01.1990 (BGBIL. I S. 132)
zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057) m.W.v. 13.05.2017

e die Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990
(BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. I S.
1057) geandert worden ist und

o die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August
2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 10. Juli
2018 (GVBI. S. 523) geandert worden ist.

Verfahren

Beschlisse

Der Stadtrat der Stadt Furth hat mit Beschluss vom 18.05.1983 das Satzungsverfahren zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 387 formlich eingeleitet. Die Veroffentlichung im Further Amtsblatt
erfolgte am 16.06.1983.

Der Bau- und Werkausschuss hat am 17.07.2013 einen Konkretisierungsbeschluss zur Weiterfiih-
rung des Verfahrens gefasst. Der Geltungsbereich wurde in diesem Zusammenhang verkleinert.

Scoping/ Frihzeitige Beteiligung der Behdrden

Die friihzeitige Beteiligung der Behorden fand im Zeitraum vom 05.08.2013 bis 16.08.2013 statt.

Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
In der Zeit vom 24.01.2018 bis einschlieRlich 08.02.2018 wurde die friihzeitige Beteiligung der Of-
fentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

Der Offentlichkeit ist am 08.02.2018 Gelegenheit zur AuBerung und Erdrterung gegeben worden.
Zum Termin sind zwei Personen erschienen.

Die Termine wurden im Further Amtsblatt (Nr. 01) vom 17.01.2018 bekanntgegeben.
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Beteiligung der Behdrden (TOB)
01.08.2018 his 07.09.2018

Beteiligung der Offentlichkeit
29.11.2018 his 09.01.2019

Stadtebauliche Werte

Allgemeines Wohngebiet 14 657 m?
Flachen fir den Gemeinbedarf 1402 m?
StralRenverkehrsflachen 3219 m?
StraRenverkehrsflachen bes. Zweckbestimmung ,Verkehrsberuhigter Bereich* 1387 m?
StraBenverkehrsflachen bes. Zweckbestimmung ,Geh- und Radweg* 172 m2
StraRenverkehrsflachen bes. Zweckbestimmung ,Eigentiimerweg* 346 m?
Private Grunflachen ,Stralenrandbegrinung” 162 m2
Geltungsbereich 21345 m2

1. Bestandsbeschreibung
1.1 Lage, Grofe und Umgebung des Plangebietes

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 387 befindet sich im ndérdlichen Stadtgebiet in
einer Entfernung von ca. 6 km zum Stadtzentrum von Furth. Der Geltungsbereich ist im
Plan gekennzeichnet.

Im Westen wird das Plangebiet durch Bebauung an der Vacher Straf3e, im Norden durch
die StralRe ,Schonblick”, im Osten durch den Talgrund sowie im Suden durch die Vacher
Stral3e begrenzt.

Westlich grenzt vornehmlich Wohnnutzung sowie ein Mischgebiet mit Uberwiegendem
Wohnanteil an. Im Norden und Stden liegen Wohnbauflachen, im Osten liegt Grinland.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Flachengré3e von ca. 2 ha.

1.2 Derzeitige Nutzung

Das Plangebiet wird zum gréf3ten Teil landwirtschaftlich genutzt.

Bild 1: Luftaufnahme (Quelle: Geoinformationssystem der Stadt Furth)
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1.4

1.3 Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist Gber die StrafRe ,Schonblick” und tber die Vacher Stral3e an das weitere
innerstadtische StralRennetz angebunden.

Das Plangebiet ist Giber die Haltestelle ,Schénblick® der Buslinie 175 in fuRlaufiger Entfer-
nung an das OPNV- Netz angebunden.

Verlauf der Linie 175 =
Nord =, ¢ i

175

Bl o
i,

</ e Mannht

Schonblick

Am ;
Altengraben

Statle
Bild 2: Ausschnitt Netzplan

Belastungen und Bindungen

Im Grundstiick befindet sich ein Entwasserungskanal. Ein Anschluss an das stadtische
Netz kann allerdings erst nach einem weiteren Netzausbau erfolgen.

Auf dem Grundstiick Flur Nr. 783/7 Gem. Vach befindet sich die Altlastenverdachtsflache
AVF-Nr. 181.2. Vermutlich sind keine weiteren Altlastenflachen betroffen. Ein Altlastengut-

achten liegt vor.
Weiterhin liegt ein Uberflutungsgutachten vor.
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2. Planungsrechtliche Situation

2.1 Vorbereitende Bauleitplanung - Flachennutzungsplan (FNP)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 387 ist im wirksamen Flachennutzungsplan
der Stadt Furth als Wohnbauflache dargestellt.

Bild 3: Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan

Somit wird die geplante Wohnnutzung aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

2.2 Verbindliche Bauleitplanung- Bebauungsplan
Ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan fur diesen Bereich liegt nicht vor.

3. Anlass und Ziel des Bebauungsplans
3.1 Anlass der Aufstellung

Nachdem in den letzten Jahren die im Rahmen der Konversion zur Verfigung stehenden
Wohnbauflachen im Bereich der Stadt Firth nahezu vollstindig bebaut wurden, ist es zur
Sicherung einer nachhaltigen und geordneten stadtebaulichen Entwicklung notwendig,
neue Wohngebiete auszuweisen. Dies geschieht auch unter Beriicksichtigung der Ziele des
Regionalplanes der Region 7 Nirnberg, der fir die Metropole Firth fordert, dass den steti-
gen Einwohnerverlusten, insbesondere durch die Abwanderung bestimmter Bevolkerungs-
gruppen entgegengewirkt werden soll und auf eine quantitative Verbesserung des Wohn-
bauflachenangebotes durch bedarfsorientierte Neuplanung von Wohngebieten hingewirkt
werden soll.
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3.2

Ziel des Aufstellungsverfahrens ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir ein all-
gemeines Wohngebiet zu schaffen, das u. A. den Anforderungen, die sich aus der Lage M
Talgrund und der bestehenden Bebauung ergeben, Rechnung tragt.

Das Mal3 der baulichen Nutzung soll sich an der bestehenden kleinteiligen Bebauung orien-
tieren.

Erforderliche grinordnerische MaRhahmen und die gem. der zu erstellenden 6kologischen
Ausgleichsbilanzierung zu treffenden MalRnahmen sollen in die Planung einflieRen und ei-
ner negativen Veranderung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes entgegenwirken.

Ziele und Leitgedanken

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 387 befindet sich im Ortsteil Vach im nordlichen
Stadtgebiet in einer Entfernung von ca. 6 km zum Stadtzentrum von Furth. Der Geltungs-
bereich ist im Plan gekennzeichnet. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes um-
fasst eine Flachengrof3e von ca. 21000 mz2,

Der Bebauungsplan soll dazu beitragen, den Gebietscharakter zu sichern und die nattrli-
chen Lebens- und Arbeitsgrundlagen zu schitzen, zu entwickeln sowie baukulturell zu er-
halten.

Der Aufstellungsbeschluss erfolgte durch den Stadtrat bereits am 18.05.1983, wurde aber
noch nicht zur Rechtskraft gebracht.

Nachdem fir die Grundstiicke noch kein rechtskraftiger Bebauungsplan vorliegt, hat der
Stadtrat der Stadt Furth am 17.07.2013 einen Konkretisierungsbeschluss zur Weiterfihrung
des Bebauungsplanverfahrens beschlossen.

Begrindung der Festsetzungen im Bebauungsplan

4.1 Artder baulichen Nutzung

Nachdem in den letzten Jahren die im Rahmen der Konversion zur Verfigung stehenden
Wohnbauflachen im Bereich der Stadt Firth nahezu vollstdndig bebaut wurden und unter
Bertcksichtigung des herrschenden Siedlungsdrucks, missen zur Sicherung einer nach-
haltigen und geordneten Entwicklung der Stadt Furth neue Wohngebiete ausgewiesen wer-
den.

Das Weitern handelt es sich bei der Stadt Furth um einen im Wesentlichen schon hoch
verdichteten Siedlungsraum, bei dem auch im Rahmen einer Nachverdichtung kein wesent-
licher Zuwachs an Wohneinheiten generiert werden kann. Die gilt insbesondere fir den Be-
reich der Einzel- Reihen- und Doppelhaushalften.

Im Wohnbaullickenkataster der Stadt Furth (Erhebung 2018) sind derzeit ca. 300 Grund-
stiicke dargestellt; leider befinden sich alle dargestellten Grundsticke in Privatbesitz.
Von den Grundsticken des Wohnbaullckenkatasters wurden in den letzten Jahren jedoch
nur wenige Grundsticke verkauft. Hieraus kann geschlossen werden, dass im Bereich der
noch vorhandenen Baullicken nur eine sehr geringe Bereitschaft zur Vermarktung besteht
und somit auch aus diesem Segment kein wesentlicher Zugewinn auf Wohneinheiten gene-
riert werden kdnnen.

Auf Grund der o. g. Grinde und unter Bertcksichtigung des hohen Drucks im Immobilen
Markt im Gesamten Gro3raum Nirnberg Firth Erlangen ist es somit unvermeidlich; weiter
landwirtschaftliche Flachen zu Bauland zu entwickeln.

Ziel des Aufstellungsverfahrens ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir ein all-
gemeines Wohngebiet zu schaffen, das u. A. den Anforderungen, die sich aus der Lage am
Talgrund und der bestehenden Bebauung ergeben, Rechnung tragt.
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4.1.1  Allgemeines Wohngebiet
Unter Berlcksichtigung des Umfeldes und zur Vermeidung von Nutzungskonflikten wird der
Geltungsbereich als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen
vorwiegend dem Wohnen. GemaR 8§ 4 Abs. 2 BauNVO sind allgemein zul&ssig:

¢ Wohngebéaude

o die der Versorgung des Gebietes dienenden La&den, Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht stérende Handwerksbetriebe

e Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

Ausnahmsweise kdnnen gemal § 4 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden:
e Betriebe des Beherbergungsgewerbes
e sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe
¢ Anlagen fur Verwaltungen
e Gartenbaubetriebe und
e Tankstellen

Von den genannten ausnahmsweise zulassigen Nutzungen werden
e Gartenbaubetriebe und
e Tankstellen

nicht Bestandteil des Allgemeinen Wohngebietes und somit ausgeschlossen. Gartenbaubetriebe
und Tankstellen widersprechen nach Gréf3e und Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets.
Die insbesondere von Tankstellen ausgehenden Stérungen sind unzumutbar. Aufgrund der gerin-
gen GrolRe des Baugebietes stellt es fir Gartenbaubetriebe keinen wirtschaftlich rentablen Stand-
ort dar.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO
und § 4 BauNVO.

4.1.2 Flachen fur den Gemeinbedarf
Sozialen Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen werden in einem Teilbereich festgesetzt,
um den dringenden Bedarf an Kindertagesstétten im Einzugsbereich von Vach zudecken.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 8 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO
und 8 4 BauNVO.

4.2 Mal der baulichen Nutzung

Das Mal? der baulichen Nutzung soll sich an der bestehenden kleinteiligen Bebauung orientieren.
Erforderliche grinordnerische Malinahmen und die gem. der zu erstellenden 6kologischen Aus-
gleichsbilanzierung zu treffenden MalRhahmen sollen in die Planung einflie3en und einer negativen
Veranderung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftshildes entgegenwir-
ken.

Unter Berlcksichtigung des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und dem hohen Sied-
lungsdruck werden fur den Bebauungsplan zum Teil die Hochstwerte der Baunutzungsverordnung
(GRzZ 0,4 / GFZ 0,8) festgesetzt. Diese kdénnen jedoch nur dort realisiert werden, wo die festge-
setzten Baugrenzen dies erlauben. Insgesamt ergibt sich auf diese Weise eine hohe Ausnutzung
der verfugbaren Grundsticke. Dem Siedlungsdruck in die freie Landschaft hinein wird entgegen-
gewirkt. Als Berechnungsgrundlage fir die GRZ und GFZ ist bei Doppelhdusern und Hausgruppen
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jeweils das Gesamtgrundstiick heranzuziehen. Auch hierdurch kann eine optimale Nutzung der
Grundstiicke und damit verbunden ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden erreicht werden.

Durch die Festsetzung von unterschiedlichen maximal zulassigen Vollgeschossen wird eine stad-
tebauliche Gliederung des Wohngebiets erreicht, die angrenzende Wohnbebauung berticksichtigt
und ein monotones Erscheinungsbild des Baugebietes vermieden. Hierzu tragt auch die teilweise
Festsetzung von eingeriickten Staffelgeschossen bei. Durch die Staffelgeschosse kann auch ein
zu massives Erscheinungsbild der jeweiligen Gebaude reduziert werden.

Zur eindeutigen Bestimmung des MaRRes der baulichen Nutzung bedarf es der Festsetzung ver-
schiedener Bestimmungsfaktoren. Zielsetzung ist eine dreidimensionale MalRfestsetzung, d.h., es
muissen Baukodrper bzw. der umbaute Raum durch die Flache (zweidimensional) und die Hohe
(dreidimensional) festgesetzt werden. Dies erfolgt im Geltungsbereich durch die Festsetzung der
Grundflachenzahl (GRZ) und durch die Zahl der Vollgeschosse (Z). Das Erfordernis ergibt sich aus
§ 16 Abs. 3 BauNVO, wonach bei Festsetzung des Mal3es der baulichen Nutzung im Bebauungs-
plan stets die Grundflachenzahl oder die Gro3e der Grundflachen der baulichen Anlagen und die
Zahl der Vollgeschosse oder die Hohe der baulichen Anlagen vorzugeben sind.

Die Festsetzung des Steuerungsfaktors der Hohe der baulichen Anlagen dient der Vermeidung
von Beeintrachtigungen des Ortsbildes aufgrund der Lage am Ortsrand.

Die Festsetzung der Geschossflachenzahl (GFZ) stellt eine Alternative zur o.g. eindeutigen Malf3-
vorgabe dar und darf auch kumulativ mit der Zahl der Vollgeschosse festgesetzt werden. Die Ge-
schossflachenzahl dient nicht zuletzt als Grundlage fiir die Baugenehmigung oder der Ermittlung
von ErschlieBungsbeitragen.

Die Uberschreitung fiir die Mehrfamilienhauser aufgrund von § 17 (2) Baunutzungsverordnung ist
aus stadtebaulichen Griinden erfolgt. Die Stellplatze sind in einer Tiefgarage festgesetzt. Die all-
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sind eingehalten.

421 Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl dient u.a der Einhaltung von Mindestfreiflachen auf den Baugrundstiicken
und gibt als relativer Wert das Verhaltnis der zulassigen Grundflache zur jeweiligen Grundstiicks-
flache an.

Im Allgemeinen Wohngebiet wird die Grundflachenzahl in Orientierung an der fur Wohngebiete
im Sinne der 88 3 und 4 BauNVO vorgegebenen Obergrenzen auf GRZ 0,4 neu festgesetzt. Unter
Hinzuziehung der gesetzlichen Uberschreitungsregel in § 19 Abs. 4 BauNVO ergibt sich eine max.
Grundflachenzahl von 0,6.

Fur einen Teilbereich des Geltungsbereichs wird abweichend hiervon eine geringe GRZ (0,3) fest-
gesetzt, um eine aufgelockerte Bebauung am Ortsrand zur freien Landschaft hin zu erméglichen.

4.2.1.1 Grundflache
Fir einen weiteren Teilbereich wird eine Grundflache (z.B. 943,0 m?) festgesetzt, da in diesem
Bereich die Planung sehr weit fortgeschritten ist. Durch die Festsetzung der Tiefgarage kann aus
stadtebaulichen Griinden die Obergrenzen des Absatzes 1 § 17 BauNVO (berschritten werden.
Die Tiefgarage selbst hat keine Auswirkung auf die Berechnung der Grundflache (GF), da diese
vollflachig begriint wird und das anfallende Regenwasser versickert wird.

Die Festsetzungen erfolgen auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. 8 16 Abs. 2 Nr. 1,
Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 5 sowie § 19 BauNVO.
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4.2.2. Geschossflachenzahl
Die Geschossflachenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter Grund-
stiicksflache errichtet werden dirfen und beschreibt das Verhaltnis der zulassigen Geschossflache
zur anrechenbaren Flache des Baugrundstiicks. lhre Ermittlung erfolgt nach den Aul3enmalRen der
Gebaude in allen Vollgeschossen.
Im gréRten Teil des Gebietes wird die Geschossflachenzahl auf GFZ 0,8 festgesetzt.

In einem Teilbereich des Ortsrandes wird eine GFZ von 0,6 festgesetzt, damit die Hohenentwick-
lung zum Ortsrand hin abnimmt und eine Einbindung in die Landschaft erfolgen kann.

4.2.2.1 Geschossflache

Fur einen weiteren Teilbereich wird eine Geschossflache (z.B. 2053,59 m?) festgesetzt, da in die-
sem Bereich die Planung sehr weit fortgeschritten ist. Durch die Festsetzung der Tiefgarage darf
aus stadtebaulichen Grinden (hier schonender Umgang mit Grund und Boden) die Obergrenzen
des Absatzes 1 § 17 BauNVO geringfligig Uberschritten werden. Die Tiefgarage selbst hat keine
Auswirkung auf die Berechnung der Geschossflache (GF).

Die Festsetzungen erfolgen auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 2
sowie § 20 Abs. 2, 3 und 4 BauNVO.

4.2.3. Zahl der Vollgeschosse

Die Definition eines Vollgeschosses richtet sich nach Art. 2 Abs. 5 der Bayerischen Bauordnung
1998. Demnach sind Vollgeschosse: ,Geschosse, die vollstandig tber der natirlichen oder festge-
legten Gelandeoberflache liegen und tUber mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache eine Héhe
von mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten Kellergeschosse, deren Deckenunterkan-
te im Mittel mindestens 1,20 m héher liegt als die natirliche oder festgelegte Gelandeoberflache".
Im Allgemeinen Wohngebiet wird entsprechend der stadtebaulichen Konzeption die Zahl der
Vollgeschosse auf Z = Il als Hochstmal? festgesetzt. Die Wohngebéaude sind vorwiegend zweige-
schossig plus Satteldach festgesetzt.

In einem Teilbereich des Ortsrandes wird eine Geschossigkeit von I+D festgesetzt, damit die Ho-
henentwicklung zum Ortsrand hin abnimmt und eine Einbindung in die Landschaft erfolgen kann.

Fur einen weiteren Teilbereich wird eine Geschossigkeit von lI+ PH (Penthouse) festgesetzt. Diese
Festsetzung berlcksichtigt, dass das zurlickgesetzte Geschoss weniger als 2/3 der darunterlie-
genden Flache einnimmt.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 3, Abs.
3 Nr. 2 und Abs. 5 sowie 8§ 20 Abs. 1 BauNVO.

4.3 Bauweise

Durch die Bauweise wird die Anordnung der geplanten Gebaude im Verhéltnis zu den Nachbar-
grundstiicken bestimmt. Im Bebauungsplan wird die offene Bauweise festgesetzt.

Bei der offenen Bauweise (8 22 Abs. 2 BauNVO) ist ein wesentliches Merkmal der seitliche Grenz-
abstand. Dies geschieht im Wesentlichen in der Orientierung an den umgebenden baulichen Struk-
turen. Hier sind die Gebaude mit einem seitlichen Grenzabstand als Einzelhauser, Doppelhauser
oder Hausgruppen zu errichten wobei ihre Lange hiéchstens 50 m betragen darf. Damit wird neben
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der Anpassung an die im Umfeld bestehende Baustruktur gewahrleistet, dass zwischen den Ge-
bauden immer wieder Durchblicke moglich sind.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 Abs. 2 BauNVO.

4.4 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubare Flache wird durch die Festsetzung von Baugrenzen definiert. Diese orientieren
sich u. a. am geplanten Verlauf der Verkehrs- und Griinflichen. Durch sie entstehen geordnete
stadtebauliche Strukturen und sie gewdhrleistet einen schonenden Umgang mit Grund und Boden.

Die Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen regelt die Verteilung der baulichen Nut-
zungen im Plangebiet. Entsprechend der stadtebaulichen Konzeption werden die Uberbaubaren
Grundstucksflachen im Geltungsbereich durch Baugrenzen festgesetzt.

4.4.1 Baugrenzen

Im Allgemeinen Wohngebiet umfassen die Uberbaubaren Grundstiicksflachen als sogenannte
Baukorperfestsetzung die geplanten Gebaude entsprechend der stadtebaulichen Lage und Grofie
der Baufenster. Diese sind der Planzeichnung zu entnehmen.

In den Teilbereichen, welche noch keine konkreten Gebadude umgrenzen, gelten die Hochstmalie
von GRZ und GFZ entsprechend.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGBi. V. m. 8§ 23 Abs. 1, 3und 5
BauNVO.

4.4.2 Nicht Uberbaubare Grundstiicksflachen

Im Allgemeinen Wohngebiet sind Regelungen zur Zulassigkeit von baulichen Anlagen auf den
nicht uberbaubaren Grundstucksflachen erforderlich. Dieses bezieht sich vor allem auf die Errich-
tung von Nebengebauden und der gartnerischen Anlage der Freiflachen zur Einbindung des
Wohngebietes in Natur und Landschatft.

Im Ubrigen richtet sich die Zulassung von baulichen Anlagen und Nebenanlagen im Sinne des §
14 BauNVO auf den nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen nach § 23 Abs. 5 BauNVO.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 2i. V. m. § 23 Abs. 1, 2, 3 und 5 BauN-
VO.

4 5. Verkehrsflachen

Die Verkehrsflachen dienen der verkehrlichen ErschlieBung der Baugrundstiicke. Dies umfasst
neben dem motorisierten Individualverkehr auch den nicht motorisierten Verkehr (Fu3ganger und
Radfahrer) und natirlich die Versorgungs- und Rettungsfahrzeuge (z.B. Mullabfuhr, Feuerwehr).

Die StraRRenfilhrung ist so gewahlt, dass sie keinen Anreiz fir den Durchgangsverkehr bietet.
Die Innere ErschlieBung des Plangebietes erfolgt hierarchisch tber verkehrsberuhigte Bereiche als
Mischverkehrsflachen, Ful3- u. Radwege und Eigentimerwege.

Bei der Planung der Planung der Verkehrsflachen wurde darauf geachtet das gesamte Baugebiet
mit einem moglichst reduzierten Stralen und Wegesystem zu erschlieBen. Im Bebauungsplan
werden diese Flachen als Stral3enverkehrsflachen mit den jeweils entsprechenden Zweckbestim-
mungen festgesetzt.
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Die innere ErschlieBung wird im Bebauungsplan durch Verkehrsflachen besonderer Zweckbe-
stimmung festgesetzt.

4.5.1 Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Die interne ErschlieBung ist als RingerschlieBung vorgesehen. Dieser Planstraenring wird an die
bestehende StralRe ,Schodnblick” (zum Teil auRBerhalb des Geltungsbereiches) angebunden. Die
Stral3e ,Schoénblick” dient somit als verkehrliche Anbindung des Plangebietes an das klassifizierte
und Ubergeordnete StralRennetz. Der untergeordnete Anschluss an die ,Vacher Straf3e” im Norden
des Plangebietes dient lediglich dem nicht motorisierten Verkehr sowie Versorgungs- und Ret-
tungsfahrzeugen; dies wird durch Kipppfosten o.a. sichergestellt. Auch die Vacher Stral3e liegt
auf3erhalb des Geltungsbereiches.

Der interne Planstral3enring erhdlt eine Regelbreite von 6,5 m und wird als Ortsstral3e (im Sinne
des Bayerischen Straf3en- und Wegegesetzes) offentlich gewidmet.

Der Ausbau erfolgt niveaugleich und als Mischverkehrsflache. Aus der Festsetzung als ,Verkehrs-
beruhigter Bereich* ergibt sich ein besonderes Gestaltungserfordernis.

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Verkehrsberuhigter Bereich* wird gegeniber
den angrenzenden Nutzungen durch Stral3enbegrenzungslinie abgegrenzt.

Details zur Erschlieung werden zum Teil Uber einen stadtebaulichen Vertrag geregelt. Nach Ab-
nahme von Teilstlicken der Planstrale ist eine Ubergabe an die Stadt Furth vorgesehen.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB.

4.5.2 Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung“ Geh- und Radweg*

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,,Geh- und Radweg" Gibernimmt die Funktion als
Hauptwegeverbindung (nicht motorisierter Verkehr) zwischen der Vacher Stral3e in das Plangebiet
sowie auch zur Durchwegung in Nord-Sudrichtung fiir die allgemeine Offentlichkeit. Sie erhalt eine
Regelbreite von 4,5 m.

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Geh- und Radweg” wird gegeniber den an-
grenzenden Nutzungen durch StralRenbegrenzungslinie abgegrenzt.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB.

4.5.2 Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung“ Eigentimerweg*

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Eigentimerweg" dient der Anbindung der
Hausgruppen an die weiteren Verkehrsflachen. Sie werden 6ffentlich gewidmet.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB.

4.6. Nutzungsregelungen und Flachen fir Malihahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Pflanzvorschriften dienen dazu, ein Mindestmalfd an Durchgriinung im Plangebiet zu forcieren und
eine optische Einbindung in das Umfeld zu gewahrleisten. Schon wenige Baume kdnnen mit ihrer
vertikalen Raumwirksamkeit positive Auswirkungen auf das Erscheinungsbild des Gebietes haben.
Gleichzeitig werden Strukturen bereitgestellt, die als Lebensgrundlage fur Fauna und Flora der
Hausgarten dienen. Fir Geholzpflanzungen nach dieser Festsetzung sollen deshalb nur heimische
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und standortgerechte Arten gemaR der im Bebauungsplan angefiihrten Pflanzenlisten verwendet
werden.

4.6.1. PflanzmalRnahmen: Zu pflanzende Hecke

An den gekennzeichneten Stellen ist auf den privaten Grinflachen ist ein lockerer Gehdlzbestand
zu entwickeln:

e alle 1,50 mist ein heimischer Laubstrauch geman Pflanzliste B) zu pflanzen und dauerhaft zu
erhalten. bzw. im Fall des Ablebens gem. den genannten Qualitatskriterien zu ersetzen.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB.

4.6.2. PflanzmalRnahmen: Zu pflanzende Baume

Die als zu pflanzen gekennzeichneten Baume haben folgende Qualitatskriterien zu erfullen:
Standortgerechter und heimischer Laubbaum der 2. Ordnung als Hochstamm, mind. 3x versetzt,
Stammumfang 18-20 cm, gerader durchgehender Leittrieb.

Die anzupflanzenden Laubbaume sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten bzw. im Fall des Ab-
lebens gem. den genannten Qualitatskriterien zu ersetzen.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von (8 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB).

4.6.3 Zuordnung von Ausgleichsflachen und —mafinahmen

Als MalRnahme zum Ausgleich des festgestellten Defizits gemaf der Eingriffs- Ausgleichsbilanzie-
rung sind fur die Bauabschnitte 1 und 2 (geman Anlage 2.2) Malinahmen zu treffen.

Die Malinahmen fiir den Bauabschnitt 1 zum Ausgleich fur Eingriffe in Natur und Landschaft wer-
den gemaR der Anlage ,Okologische AusgleichsmaRnahmen® Stand Februar 2019 aus dem Oko-
konto der Stadt Furth bereitgestellt.

Die MaRnahmen werden den folgenden Okokonto-Projekt-Nummern zugeordnet:
A1:0718-800-4

A2:2014-800-1091

A3: 2015-800-1099.

Diese MalRnahmen wurden im Rahmen des Okokontos der Stadt Fiirth bereits durchgefiihrt und
werden dem Bebauungsplan gemaf 81 Abs.3 i.V.m. §135a BauGB zugeordnet.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. 88 135a bhis ¢ BauGB.

Als Ausgleichsmal3nahme fur den Bauabschnitt 2 (gemaf? Anlage 2.2) ist der naturschutzrechtliche
Ausgleich auf der im Plan festgesetzten privaten Grunflache im Landschaftsschutzgebiet auf der
Grundlage der Anlage ,,Okologische Ausgleichsmalinahmen” Stand Februar 2019 durchzufuhren.

Die im Bebauungsplan festgesetzte aufschiebende Bedingung dient dazu, den naturschutzrechtli-
chen Ausgleich vor Entwicklung des Bauabschnitts zu sichern.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB.

4.7 Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
Larmschutz:

Das Plangebiet ist einer Vielzahl von Gerauschquellen aus der direkten u. entfernten Nachbar-
schaft ausgesetzt. Als Grundlage zur Entwicklung des Baugebiets wurde daher ein schalltechni-
sches Gutachten erstellt (s.A.) In diesem werden auch die notwendigen SchallschutzmalRnahmen
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fur das Baugebiet sowie Vorschlage fur die notwendigen textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 387 dargestellt.

Auf Grund des Gutachtens sind, um im Baugebiet gesunde Wohn- und Arbeitsverhéaltnisse zu
schaffen, passive Schallschutzmal3nahmen notwendig.

Den Festsetzungen liegen die schalltechnischen Untersuchungen der Ibas vom 24.03.2017 zu-
grunde. Die Festsetzung betrifft die im Plan gekennzeichneten Fassaden.

Im gekennzeichneten Bereich sind nach aufl3en abschlieRende Bauteile von Aufenthaltsrau-
men sind so auszufthren, dass die nach der DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau", Ausgabe
November 1989 "Anforderungen und Nachweise" sowie Beiblatt 1 zur DIN 4109 "Ausfihrungs-
beispiele und Rechenverfahren" (Hrsg.: DIN - Deutsches Institut fir Normung e. V., zu be-
ziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin) geforderten Schalldammmalle entsprechend
des Larmschutzgutachtens erreicht werden. Das Gutachten wird als Anlage Teil des Bebauungs-
plans.

Eine Textausgabe der DIN 4109 sowie das Beiblatt 1 zur DIN 4109 liegt gemeinsam mit dem
Bebauungsplan zu jedermanns Einsicht innerhalb der Offnungszeiten beim Stadtplanungsamt
Farth bereit.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Altlasten

Im Hinblick auf ein Bauvorhaben (Flur-Nr. 783/7, Gemarkung Vach) muss sichergestellt sein,
dass das anfallende Bodenaushubmaterial reprasentativ und vollumféanglich abfalldeklarato-
risch untersucht wird und auf Basis der Untersuchungsergebnisse ordnungsgemal? verwertet
bzw. entsorgt wird. Ferner ist sicherzustellen, dass im Falle einer geplanten Versickerung ge-
sammelter Niederschlagswasser vor Errichtung einer Versickerungsanlage durch gezielte Un-
tersuchungen nachgewiesen wird, dass durch Versickerung im Wirkbereich der geplanten Ver-
sickerungsanlage keine grundwassergeféahrdende Schadstoffmobilisierung zu besorgen ist.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB.

Uberschwemmungsschutz:

Die Errichtung von Heizdlverbraucheranlagen ist verboten, wenn andere weniger wassergefahr-
dende Energietrager zu wirtschaftliche vertretbaren Kosten zur Verfligung stehen oder die Anlage
nicht hochwassersicher errichtet werden kann. Die Errichtung ist anzeigepflichtig und kann bei
Nichtvorliegen der Voraussetzungen untersagt oder mit Anforderung an die hochwassersichere
Errichtung belegt werden.

Darlber hinaus gelten die allgemeinen Sorgfaltspflichten, d.h. dass Personen, die durch Hochwas-
ser betroffen sein kdnnen, im Rahmen des Ihnen Méglichen und Zumutbaren verpflichtet sind, ge-
eignete VorsorgemalRnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadens-
minderung zu treffen.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8§ 9 Abs. 6a BauGB.

4.8. Stellplatze, Carports und Garagen im allgemeinen Wohngebiet

Um eine eindeutige stadtebauliche Struktur zu gewahrleisten, werden Regelungen zur Situierung
von Garagen, Carports, Stellplatzen und Tiefgaragen getroffen. Diese kdnnen in den Baugrenzen
bzw. den dafir gem. § 12 Abs. 6 BauNVO vorgesehen Bereichen situiert werden.
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Wasserdurchlassige Bodenbeldge werden aus 6kologischen Gesichtspunkten festgelegt.
Die Anpassungspflicht begrindet sich mit einer harmonischen Ei.figung in das Ortsbild.

In allen Teilen des Allgemeinen Wohngebietes sind Stellplatze und Garagen unzulassig; ausge-
nommen hiervon sind Stellpléatze innerhalb der Baugrenzen oder der festgesetzten Flachen fir
Nebenanlagen sowie Stellplatze, die ggf. innerhalb der Verkehrsflachen besonderer Zweckbe-
stimmung ,Verkehrsberuhigter Bereich* angelegt werden.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 i. V. m. § 12 Abs. 6 BauNVO

5. Ortliche Bauvorschriften

Hinsichtlich der Gestaltung werden einige grundsatzliche Regelungen im Allgemeinen Wohngebiet
getroffen. Die Ermé&chtigungsgrundlage ist der Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO). Die
Ubernahme als Festsetzung in den Bebauungsplan erfolgt gemaR § 9 Abs. 4 BauGB.

Die stadtebauliche Homogenitét soll nicht durch gleiche Gebaude, sondern durch ahnliche Gestal-
tungsmerkmale erfolgen. Um jedoch nicht zu stark in die Gestaltungsfreiheit einzugreifen, werden
lediglich Festsetzungen beziiglich der Ausbildung von Dachform und Firstrichtung und zu Einfrie-
dungshohen entlang der Straf3en getroffen. Die Regelungen tragen dazu bei, dass sich die geplan-
ten Strukturen harmonisch in das stadtebauliche Umfeld einfligen.

5.1. Einfriedungen

Entlang der Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung ,Verkehrsberuhigter Bereich* sowie
entlang der Geltungsbereichsgrenze sind Grundstiickseinfriedungen mit einer H6he von hochstens
1,3 m zulassig. Die 6ffentlichen Raume dienen der ErschlielBung, dem Aufenthalt, der Begegnung
und Kommunikation. Sichtbeziehungen zwischen dem o&ffentlichen Raum und den angrenzenden
Privatgrundstiicken dienen dariber hinaus der sozialen Kontrolle.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 Abs. 2 BayBO

5.2. Dachgauben

Die Beschrankung der GréRe der Dachgauben geschieht aus gestalterischen Griinden.

Die Festsetzung erfolgt auf Grundlage von 8§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 Abs. 2 BayBO.

6. Hinweise

Pflanzenliste

Fur Neuanpflanzungen wird empfohlen, dass grundsatzlich nur heimische Baume und Strducher
gepflanzt werden. Dies dient der Unterstiitzung des Artenschutzes. Nur standortgerechte, heimi-
sche Pflanzen sind fir die Erhaltung der Artenvielfalt nitzlich. Auf die Verwendung von einzelnen
Zuchtformen, insbesondere auch Kriippelwuchs und sonstige artfremde Wuchsformen, sollte ver-
zichtet werden.

Bei Baumpflanzungen ist das ,Merkblatt Baume, unterirdische Leitungen und Kanale* (Hrsg.:
FGSV, 2013) zu beachten.

Einen Anhaltspunkt, welche Baum- und Straucharten standortgerecht sind, mag die folgende Liste
geben:
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A) Baume der 2. Ordnung:

Feldahorn Acer campestre Elsrik
Spitzahorn Acer platanoides "qolumnare"
Traubenkirsche Prunus padus "Schlof3 Tiefurt"
Bergkirsche Prunus sargentii

Manna Esche Fraxinus ornus

Wollapfel Malus tschonoskKii

B) Straucher:

Hainbuche (Carpinus betulus)
Feldahorn (Acer campestre)
Liguster (Ligustrum vulgare)
Eibe (Taxus baccata)

DIN-Vorschrift

Genannte DIN-Vorschriften sind wahrend der Dienststunden des Stadtplanungsamtes, Sachgebiet
Bebauungsplanung im Technischen Rathaus der Stadt Firth, HirschenstraRe 2, Ebene 2.2 einzu-
sehen.

Telekommunikation

In allen StraRen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone
in einer Breite von ca. 0,3 m fur die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vor-
zusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das ,Merkblatt iber Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen” der FGSV, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu be-
achten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und
Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Altlasten und Munitionsverdachtsflachen

Bei allen Bodenarbeiten ist die erforderliche Sorgfalt anzuraten und bei Hinweisen auf Kampfmittel
wahrend der Grabungen sind die Bauarbeiten sofort einzustellen und ist die Polizeiinspektion Firth
sofort zu informieren.

Die Entscheidung Uber die Beauftragung einer Fachfirma fir Kampfmittelfreiheit liegt in jedem Fall
in der Verantwortung des Bauherrn.

Niederschlagswasser

Eine Versickerung des anfallenden Oberflachenwassers ist wo moglich nach Absprache mit der
Genehmigungsbehérde im Rahmen der Entwasserungsgenehmigung einzuplanen.

Mutterboden

Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen und ErschlieRungsanlagen

ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und durch Aufsetzen auf niederen Mieten

von allem anderen Baumaf3nahmen, vor Vernichtung oder Vergeudung zu schitzen bzw. einer

sinnvollen Folgenutzung zuzufihren. Bodenverdichtungen durch Befahren mit Baufahrzeugen sind
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im jedem Fall zu vermeiden. Seine Einbringung oder Verwertung auf3erhalb des ErschlieBungsge-
bietes ist nicht zulassig. Die DIN 18915 zum Schutz des Bodens durch fachgerechten Abtrag und
Lagerung des belebten Oberbodens vor Beginn der Baumafinahme, sowie § 202 BauGB ,Schutz
des Mutterbodens* sind zu beachten.

Kanalisation

Der im Geltungsbereich verlaufende MW-Kanal DN 800 verbleibt und wird zur Entwasse-
rung der Flache dienen. Er liegt zuklnftig innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflache.

Ausfuhrungsstandards fur Baumpflanzungen

Die StralRenbaumpflanzungen missen gemald den Ausflihrungsstandards fur Baum-
pflanzungen der Stadt Furth erfolgen. Diese sollten auch bei den privaten Pflanzungen
zur Anwendung kommen, da sie den Anwachserfolg durch fachgerechte Vorgehensweise
bei Pflanzung und Pflege sicherstellen.

Mallnahmen zur Vermeidung von naturschutzrechtlichen Konflikten

Durchfihrung von Rodungsarbeiten von Geho6lzbestanden aulRerhalb der Brutzeit
von Vogeln (also nicht vom 01.Marz bis 30.September)

Zur Vermeidung von Totungen oder Verletzungen von gehdlz- und baumbritenden Vogel-
arten sind notwendige Baumfallungen und Rodungen nur im Zeitraum von Oktober bis
Februar durchzufiihren. Hohlenb&dume sind keine betroffen.

Sollte dieser Zeitraum nicht eingehalten werden kdnnen, ist zwingend vor der Rodung eine
Begehung durch einen Vogelexperten erforderlich. Falls hierbei keine Bruten oder Nester
festgestellt werden, ware eine Rodung auch aul3erhalb des genannten Zeitraums maglich.
Die erforderliche Befreiung nach 867 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) von den Ver-
boten des § 39 (5) S.1 Nr.2 BNatSchG ist zusatzlich zu erwirken.

Vermeidung der Attraktion von nachtaktiven Insekten an Lichtquellen

Um die Attraktion von Insekten wahrend der Nachtstunden an kinstlichen Lichtquellen zu
minimieren, werden als Leuchtmittel fir die Auf3enbeleuchtung umweltfreundliche Natri-
umniederdrucklampen oder Lampen mit warmweil3en LED’s empfohlen.

Reinhaltungsverordnung

Fr kanftige 6ffentliche StralRen gilt die Reinhaltungsverordnung. Damit obliegen deren
Reinigung sowie die Sicherung einer entsprechenden Gehbahn imWinter den Anliegern.

7. Verfahrenshinweise

A) Mit Beschluss des Stadtrates vom 18.05.1983 wurde das Verfahren zur Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 387 eingeleitet.

B) Der Aufstellungsbeschluss wurde gem. § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt der Stadt Furth
vom 16.06. und 24.06.1983 ortsiblich bekannt gemacht.

C) Ein Konkretisierungsbeschluss wurde am 17.07.2013 durch den Bau- und Werkaus-
schuss gefasst.

D) Die vorgezogene Behdrdenbeteiligung (Scoping) gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde in
dem Zeitraum vom 29.07.2013 bis zum 16.08.2013 durchgefihrt.
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D) Die fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1BauGB wurde in der Zeit
vom 24.01.2018 bis zum 08.02.2018 durchgefiihrt und endete mit einer abschliel3en-
den Erdrterung.

E) Die Beteiligung der Behtdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange gemal3 §4
Abs.2 BauGB fand im Zeitraum vom 01.08.2018 bis zum 07.09.2018 statt.

F) Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss wurde am 07.11.2018 gefasst.

G) Die offentliche Auslegung mit erneuter Beteiligung der Tréager Offentlicher Belange
fand vom 29.11.18 bis zum 09.01.2019 statt.

H) Der Satzungsbeschluss soll am 20.03.2019 im Stadtrat der Stadt Furth gefasst wer-
den.

Seite 19 von 19



	Begründung
	Stadtplanungsamt Fürth
	Most


	Inhaltsverzeichnis zur Begründung
	5.2.  Dachgauben
	Rechtsgrundlage
	Verfahren
	Beschlüsse
	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
	Beteiligung der Behörden (TÖB)
	Beteiligung der Öffentlichkeit


	Städtebauliche Werte
	3.1 Anlass der Aufstellung
	4.6. Nutzungsregelungen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
	4.7  Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
	5.2.  Dachgauben
	Pflanzenliste
	DIN-Vorschrift

	Maßnahmen zur Vermeidung von naturschutzrechtlichen Konflikten

